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Am 14. September 2023 liefen die Vertragsverhandlungen zwischen der Gewerkschaft der
Vereinigten Automobilarbeiter:innen (UAW) und den traditionellen großen drei amerikanischen
Automobilherstellern (General Motors, Stellantis und Ford Motor Company) aus. Dreizehntausend
Arbeiter:innen aus drei großen Fabriken, jeweils eine von den Großen Drei, legten die Arbeit nieder
– das GM-Montagewerk in Wentzville, Missouri, das Ford-Montagewerk in Michigan außerhalb der
alten „Motor City“ Detroit und der Montagekomplex von Stellantis in Toledo (Ohio) wurden
bestreikt. Am 22. September schlossen sich weitere 5.600 Beschäftigte in 38 Vertriebszentren für
Ersatzteile von Stellantis und General Motors in 20 Bundesstaaten an.

UAW-Präsident Shawn Fain, der sein Amt im März dieses Jahres antrat, schwor den Beschäftigten,
dass „die UAW vor keinem Kampf zurückschreckt und wir bereit sind, alles zu tun, was nötig ist, um
mit allen Mitteln für Gerechtigkeit zu sorgen“. Bei den auf Bundesebene angeordneten Direktwahlen
kam eine von Fains Reformbewegung UAW Members United unterstützte Liste in den ersten
demokratischen Wahlen seit Jahrzehnten an die Spitze und verdrängte den früheren Präsidenten
Ray Curry und die alte korrupte Führung, die den Kampf der Automobilarbeiter:innen im Laufe der
Jahrzehnte wiederholt verraten (oder unter Wert verkauft) hatte.

Die Kehrtwende in der Streikstrategie beweist, wie stark die Gewerkschaftsbürokratie den Kampf
behindern und dass selbst eine begrenzte Demokratisierung dazu beitragen kann, den
Gewerkschaften die Hände zu befreien. Um den Kampf aufrechtzuerhalten, müssen die
Arbeiter:innen jedoch sicherstellen, dass diese Demokratisierung viel weiter und tiefer geht.

Lage in der US-Autoindustrie

Die Situation in der US-Automobilindustrie ist eine bekannte Geschichte. In den zehn Jahren von
2013 – 2022 haben sich die Gewinne der Großen Drei auf 250 Milliarden US-Dollar summiert, rund
doppelt so viel wie in den 10 Jahren zuvor. Die Bosse sagen, dass sie es sich nicht leisten können,
den Arbeiter:innen eine Lohnerhöhung von 40 % zu geben, weil sie massiv in den Übergang zu
Elektrofahrzeugen investieren müssen. Aber das hat sie nicht davon abgehalten, fast ein Drittel
ihres Gewinns als Dividenden für reiche Aktionär:innen, Aktienrückkäufe für Wall-Street-
Investor:innen und millionenschwere Jahresgehälter für die Vorstandsvorsitzenden auszuschütten.

Die Gehälter der Vorstandsvorsitzenden der Großen Drei stiegen zwischen 2013 und 2022 um 40 %.
Letztes Jahr verdiente GM-Chefin Mary Barra fast 29 Millionen US-Dollar, das 362-fache eines/r
typischen GM-Arbeiter:in. Ford-Boss Jim Farley erhielt insgesamt 21 Millionen US-Dollar und
Stellantis-Chef Carlos Tavares 24,8 Millionen US-Dollar, also das 281- bzw. 365-Fache des
entsprechenden Durchschnittslohns eines/r Arbeiters/in. Diese Leute haben die Frechheit, den
Arbeiter:innen zu sagen, dass sie für ihre Expansionspläne Opfer bringen sollen!

Die Lohnabhängigen haben den Preis für diese Gier der Unternehmen mit ihren Löhnen und
Arbeitsbedingungen bezahlt, denn die Löhne der Beschäftigten im verarbeitenden Gewerbe sind seit
2008 um fast 20 % gesunken. Laut Fain stiegen die Autopreise in den letzten vier Jahren um 34 %,
während die Löhne der Beschäftigten nur um 6 % zulegten. Um die Verluste der Vergangenheit
auszugleichen, fordert die UAW allgemeine Lohnerhöhungen von 40 % über einen Zeitraum von vier
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Jahren, die Wiederherstellung des Lebenshaltungskostenanstiegs, Rentenerhöhungen für
Rentner:innen, die seit einem Jahrzehnt keine erhalten haben, eine/n bessere/n
Gesundheitsversorgung und Urlaub sowie ein Gewinnbeteiligungssystem.

Die Gewerkschaft fordert auch das Recht, gegen Werksschließungen zu streiken, da Stellantis vor
dem Streik angedroht hatte, bis zu 20 Werke zu schließen und Umstrukturierungen aufgrund der
Produktion von Elektrofahrzeugen vorzunehmen. Daher ist es wichtig, dass es keine Zugeständnisse
bei den Streikverbotsbestimmungen gibt.

Strategie

Die „Stand Up (Aufstehen)“-Streikstrategie der Fain-Führung hat jedoch bisher den Großteil der
146.000 UAW-Mitglieder in Bereitschaft gehalten und damit sowohl den Streik als auch das Ausmaß
seines möglichen Erfolgs begrenzt. Als am 29. September nach einer Woche Verhandlungen die Zeit
für eine erneute Eskalation gekommen war, kündigte Fain an, dass nur zwei weitere Werke bestreikt
würden: das Ford-Montagewerk in Chicago und das GM-Montagewerk in Lansing (Michigan) Delta
Township, womit die Zahl der Streikenden auf 25.000 anstieg, was einem/r von sechs Beschäftigten
entspricht.

Am 6. Oktober wurde dann die Eskalation in zwei weiteren Werken, darunter das riesige und
äußerst profitable GM-Werk in Arlington (Texas) in letzter Minute zurückgezogen, weil die Bosse
sich bereiterklärten, die Elektrofahrzeug-Beschäftigten in Tarifverhandlungen einzubeziehen und
einige Zugeständnisse bei Zeitarbeit und Lohntarifen zu machen. Fain behauptet, dies beweise, dass
seine Strategie funktioniere – „Es geht nicht immer darum, die große Panzerfaust zu zücken“ –, aber
in Wirklichkeit begräbt er die Lohnforderung, bei der es keine Bewegung gegeben hat.

Fain bezeichnet dies als eine „intelligente Streikstrategie“, bei der Streikmittel (die für drei Monate
Dauer angespart wurden) geschont und die großen Automobilhersteller gegeneinander ausgespielt
werden: Ausgewählte Gewerkschaftsgliederungen (Ortsgruppen) streiken in ausgewählten Werken,
bis zum 6. Oktober sich ausweitend mit jeder Frist für Vertragsverhandlungen, die überschritten
wird, und argumentieren gleichzeitig für ein Überstundenverbot: „8 Stunden und Skaten!“

„Ich sehe, dass die Leute sofort streiken wollen“, sagte Fain, „das ist immer noch eine Option … Wir
könnten alle drei großen Unternehmen auf einmal bestreiken“. Aber ein solcher flächendeckender
Streik scheint weiter entfernt denn je, da das Aufstehen zum Stillstand gekommen ist. Ein
ernsthafter, eskalierender Streik braucht einen starken Impuls, sonst verfehlt er, wie in
Großbritannien, sein Ziel.

Es gibt noch andere, weniger sichtbare, aber dennoch gefährliche Grenzen dieser Strategie. Sie zielt
darauf ab, dass der Streik die Profite der Automonopole so wenig wie möglich schmälert, wobei
diese als Grenzen für die bestmögliche Lösung akzeptiert werden. Fain ist auch darauf aus, die
liberale Presse zumindest neutral zu halten und Präsident Biden im Countdown zu den
Parlamentswahlen 2024 keinen Schaden zuzufügen. Obwohl die UAW Biden noch nicht unterstützt
hat, traf Fain ihn am Flughafen und reiste mit ihm zu einer sorgfältig inszenierten
Streikpostenkundgebung.

Fain behauptet: „Der Stand Up-Streik ist die Antwort unserer Generation auf die Bewegung, die
unsere Gewerkschaft aufgebaut hat, die Sitzstreiks von 1937“. Aber in Wirklichkeit hat diese
vorsichtige Strategie nichts mit dieser von linken Aktivist:innen von unten geführten Aktion gemein.
Wie er zugibt, geht es darum, „unseren nationalen Verhandlungsführer:innen ein Maximum an
Einfluss und Flexibilität zu geben, um einen Rekordvertrag zu erzielen“, anstatt die Bosse durch die
Bedrohung ihres Reichtums zum Einlenken zu zwingen.



Streiken, um zu gewinnen

Die Streikstrategie sollten die Beschäftigten nicht nur den Gewerkschaftsführer:innen überlassen,
sondern an den Streikposten, auf Massenversammlungen der Streikenden und in den Kantinen der
meisten noch arbeitenden Betriebe diskutieren. Sie müssen rote Linien festlegen (z. B. die
vollständige Abschaffung der Zweiklassenbelegschaft) und eine härtere Strategie organisieren, um
den Streik schnell zu steigern bis hin zu einem Vollstreik, wenn die Unternehmen nicht einlenken,
um alle ihre Forderungen durchzusetzen.

Diese Hinwendung sogar nur zu einem begrenzten Streik ist zwar zu begrüßen, aber die Rentabilität
der Großen Drei und die Regierung Biden als notwendige Unterstützung für höhere Löhne zu
akzeptieren, würde bedeuten, dass dem Streik reale Grenzen gesetzt und daher wahrscheinlich
nicht alle Forderungen der Streikenden erreicht werden. Die Arbeiter:innen sollten sich auf ihre
eigene Kraft verlassen. Ihre Forderungen zielen nur auf die Wiederherstellung dessen ab, was
verlorengegangen ist, und alle sind absolut notwendig. Den UAW-Beschäftigten steht ein noch
größerer Kampf bevor, um die andere, wachsende Hälfte ihrer Branche zu organisieren und
sicherzustellen, dass der dringend benötigte Übergang zum emissionsfreien Verkehr von der
Arbeiter:innenklasse und nicht von den Bossen inszeniert wird.

Die US-Branchenriesen stehen auf dem Markt für Elektroautos unter starkem Druck von wendigeren
Unternehmen wie dem schnell expandierenden Tesla und ausländischen Wettbewerber:innen,
insbesondere aus China. Während sie mit Fain sprechen, verlagern sie die Produktion weiter in den
nicht gewerkschaftlich organisierten Süden, wo 51 % der Elektroautoinvestitionen seit 2020 getätigt
wurden, während nur 31 % in den alten Produktionskern im Mittleren Westen flossen – und damit in
den der UAW-Mitgliedschaft. Die Umstellung auf Elektrofahrzeuge birgt eine zweite, organische
Bedrohung, da für die Montage eines Autos nur halb so viele Arbeiter:innen benötigt werden wie für
die alten Verbrennungsfahrzeuge.

Daher können keine dauerhaften Erfolge erzielt werden, es sei denn, die Gewerkschaft kämpft um
die Kontrolle über diese Elektroumstellung und organisiert die Beschäftigten in den südlichen
Bundesstaaten mit „Recht auf Arbeit“ und in den nicht organisierten Werken ausländischer
Autofirmen, indem sie die Anerkennung der Gewerkschaft durch Streiks, einschließlich fliegender
Streikposten und Mitgliederwerbung, durchsetzt. Darüber hinaus sollten die Gewerkschaften das
stark gewerkschaftsfeindliche, aber schnell expandierende Unternehmen Tesla in Kalifornien und
Nevada ins Visier nehmen. Das wird einen viel härteren Kampf erfordern.

Netto null

Angesichts der Dringlichkeit der Klimakrise liegt die Verringerung der Kohlendioxidemissionen im
Interesse aller arbeitenden Menschen. Ein entscheidender Teil davon ist der Kampf für einen
gerechten Übergang für die Arbeiter:innenschaft in den umweltverschmutzenden Industrien. Die
Beschäftigten in der Automobilindustrie sollten eine kostenlose Umschulung in ähnlich qualifizierte
Positionen erhalten, zusammen mit Garantien, dass keine Arbeitsplätze oder Anlagen abgebaut
werden und die Wochenarbeitszeit, falls erforderlich, verkürzt wird. Dies muss mit der Abschaffung
des Zweiklassensystems und der geforderten Lohnerhöhung von 40 % einhergehen.

Wenn die Bosse behaupten, dass sie sich das nicht leisten können, sollten die Arbeiter:innen
verlangen, dass sie ihre Geschäftsunterlagen zur Überprüfung durch die Gewerkschaften öffnen.
Wenn diese hochprofitablen Unternehmen versuchen, ihnen weiszumachen, sie seien
zahlungsunfähig, müssen die Arbeiter:innen für eine Übernahme des gesamten Sektors unter
demokratischer Kontrolle der Beschäftigten und Verbraucher:innen kämpfen. Sie müssen sich allen
Versuchen widersetzen, die Bosse zu retten, wie es 2009 geschehen ist.



Auch wenn Bidens Versprechen, bis 2050 Netto-Null-Emissionen zu erreichen, angesichts des
Ausmaßes der Krise völlig unzureichend ist, besteht in Wirklichkeit die einzige Möglichkeit, selbst
dieses begrenzte Ziel zu erreichen, darin, den Flaschenhals des Profits zu beseitigen und die
Industrie unter die Kontrolle der Arbeiter:innen und Konsument:innen zu stellen. Die
Verstaatlichung der Automobilindustrie unter der Arbeiter:innenkontrolle  und ohne jegliche
Entschädigung der Kapitalist:innen mit dem Ziel, die Klimakatastrophe zu verhindern, würde einen
massiven Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel und jede Menge Arbeit als Ersatz für die
niedergehende Autoproduktion ermöglichen.

Für den Aufbau eines solchen politischen Kampfes ist mehr erforderlich als eine weitere
reformorientierte Gewerkschaftsführung mit 160.000 US-Dollar im Jahr. Es braucht eine starke
betriebliche Organisation mit regelmäßigen Massenversammlungen und gewählten Streikkomitees
sowie eine Basisbewegung, die die Kämpfer :innen und Aktivist:innen unabhängig von der
Bürokratie organisiert. In jedem Betrieb sollten Streikausschüsse eingerichtet werden.

Für die Streikenden sollten solche Ausschüsse organisiert werden, um Streikbruch zu verhindern
und sie vor Angriffen und Einschüchterung zu schützen. Sie sollten die lokale
Gewerkschaftsbewegung und Gemeinde auffordern, die notwendige Unterstützung und Solidarität
zu leisten. Für diejenigen, die sich noch nicht im Streik befinden, können diese Ausschüsse
Solidarität mit den Betrieben organisieren, die sich im Streik befinden, und Provokationen der
Unternehmensleitungen mit Arbeitsniederlegungen oder Sitzstreiks entgegentreten.

Eine solche Bewegung sollte jede positive Initiative ihrer Führung unterstützen, aber auch bereit
sein, die Initiative zu ergreifen, wenn sie wirksame Maßnahmen zurückhalten oder behindern –
keine Aussetzung von Streiks mehr. Das bedeutet, jeden Fortschritt von Fain und der UAW-
Bürokratie zu unterstützen und gleichzeitig die Basisorganisation aufzubauen, die notwendig ist, um
sie zu zwingen, weiter zu gehen, als sie wollen. Sie sollte auch das Ziel erörtern, die überbezahlten
und übermächtigen hauptamtlichen Funktionär:innen durch eine Führung zu ersetzen, die von den
einfachen Mitgliedern gewählt und abwählbar ist.

Um erfolgreich zu sein, müssen Gewerkschaftsaktivist:innen eine klassenbasierte Analyse und ein
sozialistisches politisches Ziel für die Gewerkschaften annehmen und dafür kämpfen, sie aus der
Unterwerfung unter eine der beiden Parteien der Bosse zu lösen. Wenn diese Strategie erfolgreich
ist, kann sie letztlich zu einer neuen, klassenkämpferischen Führung der Gewerkschaften führen, die
auf Arbeiter:innendemokratie basiert. Das bedeutet, dass die weitsichtigsten politischen
Aktivist:innen, die für diesen Streik mobilisiert haben, mit ihren kämpferischen Kolleginnen und
Kollegen in den Teamsters, in den Eisenbahn- und Pflegegewerkschaften zusammenarbeiten
müssen, um eine Bewegung für eine neue Arbeiter:innenpartei zu entwickeln, die sich entschieden
von der Demokratischen Partei löst.


